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Zugestellt
am 4011°—6„11°1959

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 8° Senat des Bundessozialgerichts am 29‘ Oktober 1959

ohne mündliche Verhandlung gemäß @@165, 155 Abs° 1, 124

Abs° 2 SGG unter Mitwirkung von ‘

Senatspräsident S t e n g e 1

als Vorsitzendem,

Bundesriohter ’ Dr„ N e u h a u s und

Bundesrichter P e t e r s e n
als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter W i r s c h i n g und

Bundessozialrichter Dr„ W e l t e r s b a c h

als ehrenamtlichen Beisitzern,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Berlin vom 2° Oktober 1957 aufgehoben und

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an die—

ses Gericht zurückverwiesena

Von Rechts wegen°
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Die Klägerin wurde am 23° Januar 1945 während der Verdunkelung
beim Überqueren einer Straße von einem SS-Wehrmachtskraftwagen

erfaßt und am rechten Fuß verletzt, Der Fuß mußte wegen dieser

Verletzungsfolgen im unteren Drittel des rechten Unterschenkels

abgesetzt werden°

Auf den Antrag der Klägerin vom August 1950 aungewährung von

Versorgung erteilte die Vernrgungsverwaltung am 21° Juli 1951
einen ”Bescheid über die vorläufige Gewährung von Beschädigten—

bezügen „„„°" nach dem Bundesvérsorgungsgesetz (BVG), in dem es
uoa° heißt: '

"Auf Grund des vorgenannten Gesetzes, dessen Vor—
schriften auf Sie Anwendung finden, wird Ihnen bis
zur Klärung der für die endgültige Entscheidung
über Ihren Versorgungsanspruch notwendigen Fragen
folgender vorläufiger Bescheid erteilt, der später
durch einen endgültigen rechtemittelfähigen Bescheid
ersetzt werden wird° Dieser Bescheid wird Ihre An—
sprüche für die rückliegende Zeit sowohl nach dem
Berliner Gesetz vom 24,7„1950 als auch nach dem
Bundesversorgungsgesetz vom 20,12„1950 regeln und
ferner eine Entscheidung darüber enthalten, ob
noch andere als die in der nachfolgenden Ziff. I
genannten Gesundheitsstörungen bei der endgültigen
Rentengewährung Berücksichtigung finden können°

I, Es werden folgende Beschädigungsfolgen anerkannt:

1„ "Verlust des rechten Unterschenkels", und zwar
zu 1) hervorgerufen durch schädigende Einwir—
kungen im Sinne des @ 1 BVG

II„ Die hierdurch hervorgerufene Minderung der Erwerbs—
fähigkeit ist vorläufig auf 50 V„H. festgesetzt
werden° Die endgültige Festsetzung des Grades Ihrer
durch Schädigungsfolgen bedingten Erwerbsminderung
erfolgt bei der abschließenden Beurteilung Ihres
Versomgungsleidens

. „„„„„„„ Das Binspruchsrecht wird durch den spä—
teren endgültigen Bescheid eingeräumt werden; gegen
diesen vorläufigen Bescheid ist ein Rechtsmittel
nicht zugelassen",

Dieser Bescheid wurde von der Versorgungsverwaltung durch den
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Berichtigungsbescheid vom 26. Januar 1954 unter Berufung auf

5 40 Abs° 4 des Berliner Gesetzes über die Versorgung von
Kriegs— und Militärdienstbeschädigten sowie ihren Hinterblie—

benen vom 240 Juli 1950 (KVG) aufgehoben: Die Unfallfolge sei
zweifelsfrei zu Unrecht als Schädigungsfolge im Sinne des BVG

anerkannt worden° Für den Schaden sei die frühere Wehrmacht
zivilrechtlich schadensersatzpflichtig gewesen° Nach Nr. 10

der Verwaltungsvorschriften zu 5 1 BVG handele es sich aber

in diesem Falle nicht um Schädigungsfolgen im Sinne des BVG,

Der Widerspruch blieb erfolglos° Auf die Klage hat das So—

zialgericht (SG,) den Berichtigungsbescheid durch Urteil vom
26° September 1955 aufgehoben und den Beklagten verurteilt,
der Klägerin Beschädigtenversorgung für den Verlust des rech—

ten Unterschenkels zu gewähren, weil der Bescheid vom 21° Ju—

li 1951 nicht ohne weiteres widerrufbar sei; er sei überdies

"Berichtigung" aufgehoben werden° Das Landessozialgericht

(LSG„) hat auf die von dem Beklagten eingelegte Berufung

durch Urteil vom 2° Oktober 1957 die Entscheidung des SG°

aufgehoben, die Klage abgewiesen und die Revision zugelasé

sena Das SG, habe zwar rechtsirrtumsfrei festgestellt, daß

eine Berichtigung auf Grund des @ 40 Abs° 4 KVG nicht mög—

lich gewesen sei, weil es an einer offenbaren Unrichtigkeit

mangele° Der Entscheidung müsse das im Zéitpunkt der letzten

mündlichen Verhandlung geltende Recht — © 41 des Gesetzes

über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung
_(Verwaltungsverfahrensgesetz) vom 2, Mai 1955 (VeerG) - zu—

grunde gelegt werden„ Nach dieser Vorschrift sei die Berich—

tigung gerechtfertigt, weil der Bescheid tatsächlich und

rechtlich unrichtig sei,

Die Klägerin hat Revision eingelegt und beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils den

Beklagten zu verurteilen, der Klägerin Beschä—

digtenversorgung für den Verlust des rechten

Unterschenkels zu gewähren,
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hilfsweise‚

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurück—

zuverweisenc

Sie rügt mit näherer Begründung eine Verletzung des © 41 VeerG°

Der Beklagte beantragt9

die Revision zu verwerfen,

hilfsweise sie zurückzuweisen°

Er bezeichnet es als fraglich, ob die Berichtigung nach @ 40

Abso 4 KVG oder nach @ 41 VeerG durchzuführen sei° Wenn @ 40
Abs„ 4 KVG anzuwenden sei, dann sei die Revision trotz Zulassung

nicht statthaft, weil die Auslegung einer landesrechtlichen Vor—

schrift streitig sei„ Aber auch wenn 5 41 VeerG Anwendung fin—
den müsse, könne die Revision keinen Erfolg haben9 da der ur—
sprüngliche Bescheid schon wegen seiner zweifellos tatsächlichen

Unrichtigkeit berichtigt werden müssec Darüber hinaus sei der

Bescheid auch rechtlich unrichtig°

Die Beteiligten haben sich mit einem Urteil ohne mündliche Ver-

handlung einverstanden erklärte

Gegen die Zulassung der Revision bestehen keine Bedenken, weil

sie auch wegen der Anwendung revisiblen Rechts (@ 41 VeerG) und

somit nicht offenbar gesetzwidrig erfolgt ist. Das Rechtsmittel

ist daher statthaft (@ 162 Abs„ 1 Ziff. 1 des Sozialgerichtsge-

setzes — SGG —); es ist form- und fristgerecht eingelegt und be-

gründet worden (@ 164 SGG)„

Die Revision ist auch begründet°

Der Streit geht um die Frage, ob das Versorgungsamt den Bescheid

vom 21° Juli T951 auch insoweit aufheben konnte, als in ihm "Ver—

lust des rechten Unterschenkels" als Schädigungsfolge anerkannt

isto Eine Aufhebung kann grundsätzlich durch Berichtigung und —
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soweit es sich um einen vorläufigen Bescheid handelt — durch

Widerruf geschehen, Das LSG° ist, wenn auch ausdrückliche

Ausführungen darüber fehlen, bei seiner Entscheidung davon

ausgegangen, daß der Körperschaden der Klägerin durch den

oben angeführten Bescheid nicht nur vorläufig, sondern end—

gültig und für die Versorgungsverwaltung verbindlich als Schä—

digungsfolge anerkannt war, und daß diese Anerkennung nur im

Wege der Berichtigung beseitigt werden kann° Dies ist daraus

ersichtlich, daß das LSG. lediglich geprüft hat, ob die Vor—

aussetzungen einer Berichtigung vorliegen, daß es sich aber

nicht mit der Frage beschäftigt hat, ob die Anerkennung,

auch ohne daß die Voraussetzungen einer Berichtigung nach

5 41 VeerG vorliegen, deshalb widerruflich ist, weil sie

unter Umständen lediglich vorläufig, d„h° unter Widerrufs—

vorbehalt erfolgte°

Dem LSG, ist insoweit beizupflichten, Der Beklagte hat zwar
in den Vorinstanzen ausgeführt, daß der Bescheid vom 21, Juli

1951 in seinem gesamten Umfang nur vorläufigen Charakter

haben Dieser Auffassung ist der Senat nicht gefolgt, denn

sie findet im Wortlaut des Bescheides, der die Grundlage

für die Bestimmung seines Inhalts und seiner Tragweite bil-

den muß, keine hinreichende Stütze, Zwar wird der Bescheid

in seinem Vorspruch zunächst als "vorläufiger" Bescheid be-

zeichnet, In dem zweiten, näher bestimmenden Satz heißt es

aber hinsichtlich der Schädigungsfolgen, daß der endgültige

Bescheid eine Entscheidung darüber enthalten werde, ob

noch andere als die in der nachfolgenden Ziffer I genannten

Gesundheitsstörungen bei der endgültigen Rentengewährung

Berücksichtigung finden könnten° Es wird nur auf eine mög—
liche Erweiterung der Anerkennung hingewiesen, nicht dagegen

auf eine mögliche Einschränkung bzw° einen möglichen Widerruf.

Letzterer wurde somit nicht vorbehalten° Diese Auffassung

findet dadurch eine Bestätigung, daß unter Ziff° II die Min-

derung der Brwerbsfähigkeit (MdE„) "vorläufig“ auf 50 v.H°

festgesetzt und im nachfolgenden Satz ausdrücklich auf die
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spätere endgültige Festsetzung hingewiesen wurde? daß aber

eine entsprechende Einschränkung unter Ziff° I bei der Aner—

kennung der Schädigungsfolgen nicht erfolgte„ Die vom Senat

vorgenommene Deutung steht schließlich mit den bei Erteilung

des Bescheides geltenden verfahrenerechtlichen Vorschriften

in Einklang° Nach 5 57 der 10 Iurchführungsverordnung zum
KVG (VOBl° 19509 I So 570 ffo) konnten durch vorläufigen Bee

scheid denjenigen Beschädigten bzw° Hinterbliebenen Leistun—

gen gewährtwerden9 deren Anspruch dem_9runde nagh_gerecht;

fertig■_ygrp dessen endgültiges Ausmaß oder deren endgültige
Höhe aber erst nach Durchführung umfangreicher Ermittlungen

festgestellt werden konnte° Dieser Auslegung steht nicht ent-

gegen9 daß der Klägerin kein Rechtsmittel eingeräumt wurdeo

Die Eröffnung des Rechtsmittelweges war überflüssig9 weil

der Bescheid‚ soweit endgültig, sich nur zu Gunsten der Klä—'

gerin auswirkte°

Der senat hat nicht verksnnt‚ daß der Wortlaut des Bescheides

vom 21„ Juli 1951 nicht jede andere Deutung schlechthin aus— “

schließto sind aber mehrere Deutungen möglich9 so geht dies

grundsätzlich zu Lasten der Verwaltung° Diese muß diejenige

Auslegung gegen sich gelten lassen? die der Empfänger sich

vernünftigerweise zu eigen machen darf? ohne die Unklarheit

willkürlich zu seinen Gunsten auszulegen (vgl° Forsthoff9

Lehrbuch des Verveltungsrechts‚_7o Aufl„ 80 229 und das Ur—

teil des erkennenden Senats vom 259901958 _ 8 RV 1015/57 -)°

Handelt es sich somit bei der Anerkennung des Verlustes des

rechten Unterschenkels als Schädigungsfolge nicht nur um eine

vorläufige und widerrufliche9 so konnte die Versorgungsveré

waltung sie bzw„ den darüber erteilten Bescheid nur dann auf-

heben9 wenn die Voraussetzungen einer Berichtigung vorlegen°

Hiervon ausgehend hat das LSG° die Vorschrift des @41 VeerG
_der Prüfung zugrunde gelegt9 ob eine Berichtigung zulässig'war9

weil nach seiner Ansicht des im Zeitpunkt der letzten münd—
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lichen Verhandlung geltende Recht anzuwenden sei‘ Dies ist nicht

frei von Rechtsirrtumo Nach der Rechtsprechung des BSG° haben

die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit bei Klagen gegen Berich—

tigungshescheide das Recht zugrunde zu legen9 das z„Zto des Er—

lasses eines solchen Bescheides gegolten hat (vgl° BSGO6 So 288
12937} 7 30 8 ffo)r Zur Zeit des Erlasses des Berichtigungsbel
scheides und des Widerspruchsbescheides war das VeerG noch nicht
in Kraft° Infolgedessen konnte der Rechtsstreit nicht nach den

Vorschriften dieses Gesetzes beurteilt werden„ Die Rüge einer
Verletzung des % 41 VeerG ist daher

— wenn auch aus anderen als

den von der Klägerin vorgebrachten Gesichtspunkten — begrün—

dete Das Urteil beruht auf der Gesetzesverletzung‚ weil die Mög-
lichkeit besteht‚ daß es bei richtiger Gesetzesanwendung9 näm—

lich bei Anwendung der Vorschriften des KVG? anders ausgefallen
wäre°

Das angefochtene Urteil war deshalb aufzuheben„ Der Senat hat

es für untunlich gehalten? in der Sache selbst zu entscheideno

Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt von der Anwendung ei—

ner nicht_revisiblen Vorschrift des Kriegsopferversorgungsge—

setzes (KVG) abc Das LSG„ hat in dem angefochtenen Urteil die
Anwendung der maßgebenden Vorschrift des KVG auf den vorlie—

genden Fall geprüft und hat ausgeführt, daß das SG; diese Vor—

schrift richtig ausgelegt habe° Mithin würde das Revisionsge—

richt9 Wenn es diese vom Berufungsgericht beachtete Vorschrift

anwenden wollte? die Rechtsanwendung einer nicht revisiblen

Vorschrift überprüfen° Dies ist aber nach 5 162 Abs„ 2 SGG

nicht zulässig (vgl° BSGO 7 $„ 122 Li25 und die dort angeführ-

ten Entscheidungenf)o Deshalb war die Sache an das Berufungs—

gericht zurückzuverweisen (5 170 Abs„ 2 Satz 2 SGG) und die
Entscheidung über die Kosten dem Schlußurteil vorzubehalten°
Da die Voraussetzungen der 551657 155 Abscl9 124 Abs, 2 SGG
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vorliegen9 hat der Senat ohne mündliche Verhandlung entschieden°
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